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Bundesministerium des Innern 


1 . Abgeordnete 

Eva-Maria 

Kors 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, die Ausge- 
staltung der rechtlichen Rahmenbedingungen 
der Rückführungsmöglichkeiten von deut- 
schen Aussiedlern und Spätaussiedlern insbe- 
sondere im Hinblick auf die Übernahme der 
durch die Rückführung entstehenden Kosten 
neu zu regeln, und wenn ja, wie soll diese Neu- 
regelung, vor allem deren zeitlicher Beginn, 
ausgestaltet sein? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 6. September 1999 

Die Konsolidierung des Bundeshaushalts, die wegen der durch 
die frühere Bundesregierung hinterlassenen Haushaltslage un- 
verzichtbar ist, macht es erforderlich, dass Aussiedler und Spät- 
aussiedler sowie ihre zusammen mit ihnen einreiseberechtigten 
Angehörigen ab dem Jahr 2000 grundsätzlich nicht zu Lasten 
des Bundeshaushalts mit dem Flugzeug nach Deutschland be- 
fördert werden können. Es werden grundsätzlich die Reisekos- 
ten mit einer Pauschale von 200 DM pro Person erstattet wer- 
den. Dies entspricht dem seit Jahren praktizierten Verfahren 
bei denjenigen Aussiedlern und Spätaussiedlern, die selbstän- 
dig nach Deutschland aussiedeln. Die Betroffenen werden, so- 
bald sie in Deutschland eingetroffen sind, zudem von verschie- 
denen Anlaufstellen aus die Möglichkeit erhalten, unentgeltlich 
zu Lasten des Bundeshaushalts mit Bussen zu der Erstaufnah- 
meeinrichtung zu fahren. Die Einzelheiten der Organisation 
und Informationsunterlagen für die Betroffenen werden z. Z. 
vorbereitet. 


2. Abgeordnete 

Eva-Maria 

Kors 

(CDU/CSU) 


Welche konkreten gesetzgeberischen Pläne 
verfolgt die Bundesregierung bezüglich der 
von ihr bereits öffentlich angekündigten Be- 
grenzung der Aussiedlerzahlen auf 100 000 
pro Jahr, und welche Gründe hat die Bundes- 
regierung für eine solche Normierung ange- 
sichts sinkender Aussiedlerzahlen? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Cornelie Sonntag-Wolgast 
vom 6. September 1999 

Artikel 9 des von der Bundesregierung am 25. August 1999 be- 
schlossenen Haushaltssanierungsgesetzes (HSanG) enthält 
(u. a.) einen Vorschlag zur Änderung des § 27 Abs. 3 Satz 1 
Bundesvertriebengesetz (BVFG), demzufolge sich die Zahl der 
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durch das Bundesverwaltungsamt pro Jahr höchstens zu ertei- 
lenden Aufnahmebescheide für Spätaussiedler und deren Ehe- 
gatten oder Abkömmlinge an der Zuzugszahl dieses Personen- 
kreises für das Jahr 1998 (rd. 100 000) orientieren soll (Bezugs- 
grundlage nach geltendem Recht: Durchschnitt der Zuzugszah- 
len aus den Jahren 1991/1992). 

Mit der Änderung der Bezugsgrundlage wird der tatsächlichen 
Entwicklung des Spätaussiedlerzuzugs Rechnung getragen und 
für alle an der Aufnahme und Integration von Spätaussiedlern 
beteiligten Stellen in Bund und Ländern Planungssicherheit 
hergestellt. Letztere ist unverzichtbar zur Flankierung des 
Haushaltsvorschlages 2000 und des mittelfristigen Finanzpla- 
nes im Zusammenhang mit dem „Zukunftsprogramm 2000“. 
Die erstrebte Planungssicherheit soll auch zugunsten der An- 
tragsteller das Aufnahmeverfahren und seine Dauer überschau- 
barer gestalten. Schließlich hat die Entwicklung der letzten Jah- 
re gezeigt, dass eine sozialverträgliche Integration von Spätaus- 
siedlern, letztlich die Grundvoraussetzung der Aussiedlung 
überhaupt, eine jährliche Aufnahme von nicht mehr als rd. 
100 000 Spätaussiedlern (nebst Ehegatten oder Abkömmlin- 
gen) voraussetzt. 


Bundesministerium der Finanzen 


3. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(F.D.P.) 


Wie hoch ist das Aufkommen aus der Trink- 
geldbesteuerung, und auf welche Höhe beläuft 
sich der mit der Erhebung der Trinkgeldsteuer 
verbundene Verwaltungsaufwand? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 26. August 1999 

Wegen fehlender steuerstatistischer Unterlagen können keine 
Angaben über die Höhe des Steueraufkommens aus der Trink- 
geldbesteuerung gemacht werden. Die Einbehaltung der Lohn- 
steuer auf Trinkgelder findet im Rahmen des üblichen Verfah- 
rens der Lohnsteuererhebung statt. Der auf diesen Sachverhalt 
entfallende Verwaltungsaufwand lässt sich nicht schätzen. 


4. Abgeordneter 

Ernst 

Burgbacher 

(F.D.P.) 


In welchen EU-Staaten gibt es nach Kenntnis 
der Bundesregierung eine Trinkgeldbesteue- 
rung? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 26. August 1999 

International vergleichende Nachschlagewerke, die sich mit 
der Einzelfrage der Trinkgeldbesteuerung beschäftigen, sind 
der Bundesregierung nicht bekannt. 

Eigenständige Recherchen der Bundesregierung waren in der 
Kürze der Zeit nicht möglich. Aus den der Bundesregierung 
vorliegenden Einzelinformationen geht hervor: In Österreich, 
Frankreich und in den Niederlanden unterliegen Trinkgelder 
voll der Besteuerung; eine Freibetragsregelung gibt es nicht. 


5. Abgeordnete 

Ursula 

Heinen 

(CDU/CSU) 


Wie beurteilt die Bundesregierung die Gefahr, 
dass durch die seit Jahresanfang geltende Fas- 
sung des § 3 Abs. lb Nr. 3 Umsatzsteuerge- 
setz (UStG) Unternehmen das Interesse ge- 
nommen wird, Schenkungen, z. B. Computer, 
an caritative oder öffentliche Einrichtungen, 
z. B. Schulen, zu leisten? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 30. August 1999 

Die Bundesregierung hält die Gefahr für gering, dass die Neu- 
fassung des § 3 Abs. lb Nr. 3 Umsatzsteuergesetz (UStG) 
durch das Steuerentlastungsgesetz 1999/2000/2002 die Spen- 
denbereitschaft der Unternehmen wesentlich beeinträchtigt, 
denn bereits nach bisherigem Recht war ein Großteil der Sach- 
spenden umsatzsteuerpflichtig. Außerdem wird die Umsatz- 
steuer nur nach dem Restwert der Spende bemessen. 


6. Abgeordnete 

Ursula 

Heinen 

(CDU/CSU) 


Welche Überlegungen bestehen bei der Bun- 
desregierung, den mit dem Steuerreform- 
gesetz 1999/2000/2002 neugefassten § 3 
Abs. lb Nr. 3 UstG dahin gehend zu ändern, 
dass er der alten Rechtslage nahekommt bzw. 
damit übereinstimmt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin 
Dr. Barbara Hendricks 
vom 30. August 1999 

Es bestehen keine derartigen Überlegungen. Die Umsatzsteu- 
erbelastung von Sachspenden vorsteuerabzugsberechtigter Un- 
ternehmer ist gemeinschaftsrechtlich geboten, weil ein von jeg- 
licher Umsatzsteuer entlasteter Endverbrauch systemwidrig ist. 
Die Änderung des § 3 Abs. lb Nr. 3 UStG beruht auf einer 
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zwingenden Vorgabe der 6. EG-Richtlinie zur Harmonisierung 
der Umsatzsteuer, die in Deutschland umgesetzt werden muss- 
te. Danach unterliegt jede unentgeltliche Zuwendung eines Ge- 
genstandes, ausgenommen Geschenke von geringem Wert und 
Warenmuster für Zwecke des Unternehmens, der Umsatzsteu- 
er, wenn beim Erwerb des Gegenstandes ein voller oder teil- 
weiser Vorsteuerabzug möglich war. 

Spenden von nicht vorsteuerabzugsberechtigten Unterneh- 
mern (z. B. Versicherungen, Ärzten) oder von Behörden unter- 
liegen dagegen nicht der Umsatzsteuer, weil die Spender die ih- 
nen bei der Anschaffung in Rechnung gestellte Umsatzsteuer 
nicht als Vorsteuer abziehen konnten. Somit wird bzw. bleibt 
in allen Fällen der Restwert derartiger Spenden mit Umsatz- 
steuer belastet. 


Bundesministerium für Ernährung, Landwirtschaft und 
Forsten 


7. Abgeordnete 

Marita 

Sehn 

(F.D.P.) 


Welche Erkenntnisse über die Umsetzung von 
EU-Bestimmungen in nationales Recht in den 
EU-Mitgliedstaaten bezüglich der Bewässe- 
rung von Weinbergen und die Anwendung na- 
tionaler Regelungen in der Praxis hegen der 
Bundesregierung vor? 


8. Abgeordnete 

Marita 

Sehn 

(F.D.P.) 


Liegen der Bundesregierung Erkenntnisse 
über besonders großzügige Bewässerungsbe- 
stimmungen und deren Anwendung in Frank- 
reich vor, die zu Qualitäts- und Absatzsteige- 
rungen und damit Vorteilen der französischen 
Wein Wirtschaft gegenüber deutschen Winzern 
führen, die strengeren Regelungen unterlie- 
gen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Dr. Gerald 
Thalheim 

vom 27. August 1999 

Nach Artikel 5 Unterabsatz 2 der Verordnung (EWG) 
Nr. 823/87 des Rates vom 16. März 1987 zur Festlegung 
besonderer Vorschriften für Qualitätsweine bestimmter Anbau- 
gebiete (ABI. EG Nr. L 84 vom 27. März 1987 S. 59) kann in 
einer Weinbauzone nur mit Zustimmung des betreffenden Mit- 
gliedstaates bewässert werden. Diese Zustimmung kann nur er- 
teilt werden, wenn die Umweltbedingungen dies rechtfertigen. 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


-5- 


Drucksache 14/1576 


In den wichtigsten Weinbau treibenden Ländern der EU sowie 
in unseren unmittelbaren Nachbarländern Luxemburg und 
Österreich stellt sich die Situation nach den hier vorliegenden 
Informationen wie folgt dar: 

In Spanien entscheiden die autonomen Regionen darüber, ob 
und wenn ja, unter welchen Bedingungen Rebflächen bewäs- 
sert werden dürfen. So ist beispielsweise im bestimmten An- 
baugebiet Rioja die Bewässerung bis Anfang Juni erlaubt. 

In Italien ist die Zulässigkeit der Bewässerung in den jeweiligen 
Anbaubestimmungen für die einzelnen kontrollierten Ur- 
sprungsbezeichnungen geregelt. Diese Bestimmungen werden 
durch staatliches Dekret des italienischen Landwirtschaftsmi- 
nisteriums genehmigt. Generell ist danach in Italien die Bewäs- 
serung nur in Ausnahmefällen, beispielsweise bei starker Tro- 
ckenheit, zulässig. 

In Luxemburg gibt es seit über zehn Jahren keine Bewässerung 
mehr. Bewässerungsanlagen sind nicht vorhanden. 

In Österreich gibt es keine spezifischen Regelungen im Wein- 
recht, vielmehr richtet sich die Zulässigkeit einer Bewässerung 
nach wasserrechtlichen Bestimmungen. In den Steillagen der 
Wachau sind moderne Bewässerungsanlagen installiert wor- 
den; dort findet eine Bewässerung in nennenswertem Umfang 
statt. 

In Lrankreich ist die Bewässerung von Rebflächen in der Zeit 
vom 1. April bis 31. Oktober grundsätzlich verboten. Ausnah- 
men von diesem Verbot können vom 1. April bis 1. August 
vom französischen Landwirtschaftsministerium gewährt wer- 
den. Informationen über die Anwendung dieser Bestimmungen 
liegen hier nicht vor. 


Bundesministerium für Arbeit und Sozialordnung 


9 . 


Abgeordneter 

Jochen-Konrad 

Fromme 


(CDU/CSU) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung des 
Zentralverbandes des deutschen Handwerks, 
dass „die flinksten, aber nicht die bedürftigs- 
ten Jugendlichen“ am stärksten vom Sofort- 
programm der Bundesregierung zum Abbau 
von Jugendarbeitslosigkeit profitieren und ein 
großer Teil der außerbetrieblichen Ausbildung 
am Bedarf vorbei geht und damit den Jugend- 
lichen falsche Hoffnungen gemacht werden (s. 
a. „Wirtschaftswoche“ Nr. 31 vom 29. Juli 
1999)? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Gerd Andres 
vom 3. September 1999 

Die Bundesregierung teilt die angesprochene Auffassung nicht. 

Zielgruppe des Sofortprogramms im ausbildungsfördernden 
Teil waren Ausbildungsplatzbewerberinnen und -bewerber, die 
noch für das laufende Ausbildungsjahr 1998/99 einen Ausbil- 
dungsplatz suchen (Artikel 1 Abs. 1 Satz 1 der Richtlinien). 

Vorrangig war nach den Eckpunkten die Vermittlung in eine 
betriebliche Ausbildung. Soweit dies nicht erfolgreich war, 
konnten alle betroffenen Jugendlichen eine außerbetriebliche 
Ausbildung beginnen. 

Für die in der Frage angesprochenen „bedürftigsten Jugendli- 
chen“, vor allem lernbeeinträchtigte und sozial benachteiligte 
Auszubildende, steht das Regelinstrumentarium der Benachtei- 
ligtenförderung nach dem Dritten Buch Sozialgesetzbuch 
(SGB III) zur Verfügung (ausbildungsbegleitende Hilfen und 
außerbetriebliche Ausbildung), das von den Arbeitsämtern 
auch weiter intensiv genutzt wird. Die hinter der Frage stehen- 
de Annahme, diese Jugendlichen seien die vorrangige Zielgrup- 
pe des Sofortprogramms, trifft insoweit nicht zu. 

Die außerbetrieblichen Ausbildungsangebote nach Artikel 4 
des Sofortprogramms richteten sich vielmehr in erster Finie an 
ausbildungsfähige Jugendliche, die bis Februar/März 1999 
nicht in betriebliche Ausbildung vermittelt werden konnten 
und von der Regelförderung nach dem SGB III nicht erfasst 
werden. 

Die vorliegenden Daten der Bundesanstalt für Arbeit lassen 
auch nicht den Schluss zu, „dass ein großer Teil der außerbe- 
trieblichen Ausbildung am Bedarf vorbei geht“. Nach Berufs- 
gruppen differenziert werden danach rd. 40% der Teilnehme- 
rinnen und Teilnehmer an außerbetrieblicher Ausbildung nach 
dem Sofortprogramm in gewerblich-technischen Berufen aus- 
gebildet, darunter rd. 1 6 % in Bau- und Baunebenberufen und 
rd. 13% in Metallberufen. Rund 23% werden als Waren- und 
Dienstleistungskaufleute (z. B. Verkäufer/Verkäuferinnen, 
Kaufleute im Einzelhandel), rd. 24% in Organisations-, Verwal- 
tungs-und Büroberufen ausgebildet (z. B. Bürokaufleute, Kauf- 
leute für Bürokommunikation). 13% der Teilnehmerinnen und 
Teilnehmer verteilen sich auf verschiedene weitere Berufsgrup- 
pen. 
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10. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung die „Position der 
Landesversicherungsanstalt Oberfranken und 
Mittelfranken zur , Organisation der Deut- 
schen Rentenversicherung 1 “ bekannt, die 
vom Vorstand der Landesversicherungsanstalt 
Oberfranken und Mittelfranken am 19. Juli 
1999 verabschiedet wurde, und ist die Bundes- 
regierung bereit, die dort gemachten Vorschlä- 
ge in die weitere Diskussion über die Reform 
der Rentenversicherung einzubringen und zu 
berücksichtigen? 


Antwort des Staatssekretärs Dr. Klaus Achenbach 
vom 24. August 1999 

Die vom Vorstand der Landesversicherungsanstalt Oberfran- 
ken und Mittelfranken am 19. Juli 1999 verabschiedete Positi- 
on zur „Organisationsreform der Deutschen Rentenversiche- 
rung“ ist der Bundesregierung bekannt. 

Unter Vorsitz des Bundesministeriums für Arbeit und Sozial- 
ordnung hat sich eine Arbeitsgruppe „Neuregelung der Orga- 
nisation in der gesetzlichen Rentenversicherung“ konstituiert, 
in der Vertreter der Länder, des Verbandes Deutscher Renten- 
versicherungsträger (VDR), der Versicherungsträger, des Bun- 
desrechnungshofes und des Bundes gemeinsam über Möglich- 
keiten der organisatorischen Weiterentwicklung der deutschen 
Rentenversicherung beraten. Damit wurde einem Beschluss 
des Rechnungsprüfungsausschusses des Deutschen Bundes- 
tages vom 4. Dezember 1998 entsprochen, den sich der Haus- 
haltsausschuss des Deutschen Bundestages am 20. Januar 1999 
zu eigen gemacht hatte. 

Die Ergebnisse der Arbeitsgruppe müssen zunächst abgewartet 
werden. 


Bundesministerium der Verteidigung 


1 1 . Abgeordnete 

Angelika 

Beer 


(BÜNDNIS 90/ 
DIE GRÜNEN) 


Trifft die Aussage der britischen Fachzeit- 
schrift Jane's Defense Weekly (14. Juli 1999) 
zu, dass die U-Boote der „Dolphin“-Klasse 
mit vier Torpedorohren 650 mm und sechs 
Torpedorohren 533 mm ausgestattet sind, und 
für den Verschuss welcher Waffen sind diese 
beiden Rohrtypen jeweils geeignet? 
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Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Brigitte 
Schulte 

vom 13. August 1999 

Die U-Boote der „Dolphin“-Klasse sind mit 4 Torpedorohren 
650 mm und mit 6 Torpedorohren 533 mm ausgestattet. 

Die 650-mm-Rohre sind für den Yerschuss von konventionel- 
len Seeziel-Flugkörpern des Typs „Sub Harpoon“, die 533- 
mm-Rohre für den Verschuss von Schwergewichtstorpedos 
„Seahake“ (STN Atlas Elektronik, Export-Version des deut- 
schen Torpedos DM2A3) ausgelegt. 

Die Bewaffnung gehört nicht zum Lieferumfang der U-Boote. 


Bundesministerium für Gesundheit 


12. Abgeordneter 

Klaus 

Kirschner 

(SPD) 


Was gedenkt die Bundesregierung gegen das 
von der Kassenärztlichen Bundesvereinigung 
(KBV) geplante Notprogramm zur Verord- 
nung von Arznei- und Fleilmitteln für die Ver- 
sicherten der gesetzlichen Krankenversiche- 
rung (GKV) mit der Androhung von Warte- 
listen und Notrezepten zu unternehmen, und 
inwieweit schränkt dieses Notprogramm die 
durch das SGB V gesetzlich vorgegebenen 
Kriterien zur vertragsärztlichen Versorgung 
der Patientinnen und Patienten - ausreichend, 
zweckmäßig, wirtschaftlich - ein? 


13. Abgeordneter 

Klaus 

Kirschner 

(SPD) 


Wie vertragen sich nach Auffassung der Bun- 
desregierung die im Zusammenhang mit dem 
Notprogramm der KBV gemachten Aussagen 
gegenüber der Bevölkerung mit dem Auftrag 
einer Körperschaft des öffentlichen Rechts, 
die Gesetz und Satzung zu beachten hat, und 
welche konkreten Schritte unternimmt die 
Bundesregierung dagegen? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Jordan 
vom 25. August 1999 

Die Kassenärztliche Bundesvereinigung, die Spitzenverbände 
der gesetzlichen Krankenversicherung und das Bundesministe- 
rium für Gesundheit haben am 17. August 1999 ein gemeinsa- 
mes Aktionsprogramm zur Einhaltung der Arznei- und Heil- 
mittelbudgets für das Jahr 1999 beschlossen. Nähere Einzelhei- 
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ten zur Umsetzung dieses Programms werden kurzfristig erar- 
beitet. 

Diese Vereinbarung wird von der Kassenärztlichen Bundesver- 
einigung selbst als Alternative zu ihrem bisherigen intern und 
öffentlich diskutierten „Notprogramm“ angesehen. Dies haben 
die Vertreter der Kassenärztlichen Bundesvereinigung in den 
Verhandlungen zugesichert, und dies ist in der Vereinbarung 
selbst eindeutig zum Ausdruck gebracht. Die Bundesregierung 
zweifelt deshalb nicht daran, dass die Bestrebungen des „Not- 
programms“ somit nicht weiter verfolgt werden. Bundesminis- 
terin Andrea Fischer hatte zuvor auch öffentlich unmissver- 
ständlich klargestellt, dass sie die Intention und zahlreiche 
Maßnahmen des „Notprogramms“ als rechtswidrig ansieht. 


14. Abgeordneter 

Klaus 

Kirschner 

(SPD) 


In welchem Umfang kommen die in § 302 
Fünftes Buch Sozialgesetzbuch (SGB V) auf- 
geführten Leistungserbringer im Bereich der 
Heil- und Hilfsmittel ihrer Verpflichtung nach, 
die von ihnen erbrachten Leistungen nach Art 
und Menge maschinenlesbar in den Abrech- 
nungsbelegen zu bezeichnen, damit auch aktu- 
elle Daten zur Verfügung stehen, und inwie- 
weit wird von den Kassen bei Nichteinhaltung 
dieser seit 1. Januar 1993 gültigen Vorschrift 
von § 303 Abs. 3 SGB V (Verweigerung von 
Abrechnungsunterlagen) Gebrauch gemacht? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Jordan 
vom 25. August 1999 

Nach Mitteilung der Spitzenverbände der Krankenkassen 
führen die gesetzlichen Krankenkassen seit dem 1. Januar 
1999 das Abrechnungsverfahren nach § 302 SGB V mit den 
Leistungserbringern im Heilmittelbereich (d. h. Kranken- 
gymnasten, Masseure und medizinische Badebetriebe, Logopä- 
den/Sprachtherapeuten, Ergotherapeuten sowie Kurbetriebe) 
durch. Für die anderen in § 302 SGB V aufgeführten Leis- 
tungserbringerbereiche (u. a. Anbieter von Hilfsmitteln, Häus- 
liche Krankenpflege, Rettungsdienst/Krankentransport) er- 
folgt die Umstellung des Abrechnungsverfahrens sukzessive im 
Laufe des Jahres 1999. 

Aufgrund technischer und organisatorischer Probleme in der 
Erprobungs- und Umstellungsphase im ersten Halbjahr 1999 
konnten die gesetzlichen Krankenkassen bzw. ihre Verbände 
kassenartenübergreifend zusammengeführte und arztbezogene 
sowie regional aufbereitete Verordnungsdaten für den Heilmit- 
telbereich für die ersten Quartale des Jahres 1999 noch nicht 
zur Verfügung stellen. Auch für das Jahr 1998 insgesamt, in 
dem fast ausschließlich auf der Basis von Papierabrechnungen 
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abgerechnet worden war, wurden nach den Erkenntnissen des 
Bundesministeriums für Gesundheit bisher keine entsprechend 
aufbereiteten Abrechnungsdaten vorgelegt. 

Von dem in § 303 Abs. 3 SGB V vorgesehenen Vergütungsaus- 
schluss der Abrechnungen der Leistungserbringer haben die 
gesetzlichen Krankenkassen bisher weder im Heilmittelbereich 
noch in anderen Leistungsbereichen Gebrauch gemacht. 


15. Abgeordneter 

Klaus 

Kirschner 

(SPD) 


Wie hat sich die Anzahl der bei Patientinnen 
und Patienten durchgeführten operativen Ein- 
griffe seit 1990 in allen drei Bereichen (statio- 
när im Krankenhaus, ambulant im Kranken- 
haus, niedergelassene Ärzte) jährlich ent- 
wickelt? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Jordan 
vom 25. August 1999 

Statistische Angaben über die Anzahl durchgeführter Operatio- 
nen bei vollstationären Patienten im Krankenhaus liegen seit 
1993 vor, für das ambulante Operieren im Krankenhaus und 
das ambulante Operieren bei niedergelassenen Ärzten sind Da- 
ten seit 1996 vorhanden. Die entsprechenden Angaben sind in 
der Anlage* aus unterschiedlichen Quellen zusammengestellt. 

Für die Daten der Krankenhausstatistik ist auf erhebliche Defi- 
nitions- und Erfassungsprobleme hinzuweisen. Diese haben 
dazu geführt, dass das Statistische Bundesamt und die statisti- 
schen Landesämter 1996 erhebliche Anstrengungen unternom- 
men haben, um eine vollständige und einheitliche Erfassung in 
allen Krankenhäusern sicherzustellen. Eine interpretationsfähi- 
ge Zeitreihe wird daher erst in den kommenden Jahren verfüg- 
bar sein. 


16. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 

Meyer 

(Ulm) 

(SPD) 


Trifft es zu, dass nach der aktuellen Gesetzes- 
lage einem Wissenschaftler, der ein For- 
schungsstipendium bezieht, nach seiner Rück- 
kehr aus einem beruflich bedingten Auslands- 
aufenthalt im Falle des Fortbestands des Sti- 
pendiums bzw. der Neuaufnahme eines Sti- 
pendiums kein Anspruch auf Wiederaufnah- 
me in die gesetzliche Krankenversicherung zu- 
steht? 


■) Vom Abdruck der Anlage wurde auf Grund der Nr. 13 Satz 2 in Verbin- 
dung mit Nr. 1 Abs. 3 Satz 1 zweiter Halbsatz der Richtlinien für die Frage- 
stunde und für die schriftlichen Einzelfragen abgesehen. 
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Antwort des Staatssekretärs Erwin Jordan 
vom 24. August 1999 

Mitglied der gesetzlichen Krankenversicherung kann werden, 
wer die Voraussetzungen der Versicherungspflicht oder der 
Versicherungsberechtigung erfüllt. Der Versicherungspflicht 
unterliegen insbesondere Arbeitnehmer und Bezieher von Leis- 
tungen aus der Arbeitslosenversicherung. Der Beitritt zur ge- 
setzlichen Krankenversicherung als freiwilliges Mitglied setzt 
grundsätzlich voraus, dass bereits unmittelbar vorher für eine 
gewisse Mindestdauer eine Mitgliedschaft in der gesetzlichen 
Krankenversicherung bestanden hat. Daneben können der ge- 
setzlichen Krankenversicherung auch Arbeitnehmer beitreten, 
deren Mitgliedschaft durch Beschäftigung im Ausland endete, 
wenn sie innerhalb von zwei Monaten nach ihrer Rückkehr 
wieder eine Beschäftigung aufnehmen. 

Diese Beschränkungen des Zugangs zur gesetzlichen Kranken- 
versicherung dienen dem Schutz der Solidargemeinschaft vor 
finanzieller Überforderung. Sie beruhen auf der Erfahrung, 
dass in der Vergangenheit von der Möglichkeit eines Beitritts 
zur gesetzlichen Krankenversicherung vielfach erst dann Ge- 
brauch gemacht wurde, wenn die Krankheitskosten oder die 
Kosten eines anderweitigen Versicherungsschutzes die Beiträge 
zur gesetzlichen Krankenversicherung überstiegen. Wäre der 
Zugang zur gesetzlichen Krankenversicherung daher lediglich 
davon abhängig, dass der Betroffene in seiner konkreten Le- 
benssituation des sozialen Schutzes bedarf oder dass der Versi- 
cherungsschutz im Einzelfall gewünscht wird, wäre die Bildung 
einer funktionsfähigen Versichertengemeinschaft mit ausgewo- 
gener Risikostruktur nicht möglich. 

Um Lücken im Versicherungsschutz nach einer Rückkehr in 
das Inland zu vermeiden, besteht die Möglichkeit, die Mitglied- 
schaft in der gesetzlichen Krankenversicherung für die Dauer 
eines befristeten Auslandsaufenthalts weiterzuführen. Ist der 
Betroffene dagegen aus der gesetzlichen Krankenversicherung 
ausgeschieden, ist im Rahmen des geltenden Rechts eine er- 
neute Mitgliedschaft in der gesetzlichen Krankenversicherung 
nach der Rückkehr in das Inland nur wieder möglich, wenn die 
o.g. Voraussetzungen der Versicherungspflicht oder -Berech- 
tigung erfüllt sind. 


17. Abgeordneter 

Dr. Jürgen 

Meyer 

(Ulm) 

(SPD) 


Teilt die Bundesregierung die Auffassung, 
dass diese Gesetzeslage zugunsten der betrof- 
fenen Wissenschaftler abgeändert werden 
sollte - ggf. durch die Wiedereinführung der 
Möglichkeit der Anwartschafts-/Weiterver- 
sicherung? 
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Antwort des Staatssekretärs Erwin Jordan 
vom 24. August 1999 

Mit dem Medizinproduktegesetz vom 6. August 1998 wurde 
eine Art beitragsrechtliche Anwartschaftsversicherung einge- 
führt, weil die bisherigen Beitragsregelungen gesetzlich kran- 
kenversicherte Mitglieder in ihrer beruflichen Flexibilität be- 
nachteiligten. Die Neuregelung gibt den Krankenkassen die 
Möglichkeit, durch Satzungsbestimmung festzulegen, dass frei- 
willig Versicherte während eines beruflichen Auslandsaufent- 
halts, der zum Ruhen aller Leistungsansprüche führt, sowie 
Heilfürsorgeberechtigte und Entwicklungshelfer nur Beiträge 
aufgrund einer deutlich unterhalb der Mindestbemessungs- 
grundlage nach § 240 Abs. 4 Satz 1 des Fünften Buches Sozial- 
gesetzbuch liegenden Bemessungsgrundlage zu zahlen haben, 
wenn sie ihre Mitgliedschaft freiwillig fortsetzen. Die Unter- 
grenze von 10 v. H. der Bezugsgröße stellt sicher, dass niedri- 
gere Beiträge als ca. 60 DM im Westen und ca. 50 DM im 
Osten nicht erhoben werden. 


18. Abgeordneter 

Dr. Dieter 
Thomae 

(F.D.P.) 


Ist die Bundesregierung der Auffassung, dass 
als Konsequenz aus der Streichung der Stan- 
dardzulassung Johanniskrauttee zur Unter- 
stützung der Behandlung von nervöser Unru- 
he und Schlafstörungen zukünftig nicht mehr 
zur Verfügung stehen soll? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Jordan 
vom 30. August 1999 

Die von Ihnen angesprochene Frage ist noch Gegenstand fach- 
licher Erörterungen. Wenn die Monographie „Johanniskraut“ 
wegen Fehlens einer Grundvoraussetzung für eine Standardzu- 
lassung (erwiesene Wirksamkeit und Unbedenklichkeit) aus 
der Verordnung nach § 36 des Arzneimittelgesetzes (AMG) 
herausgenommen würde, bliebe der Weg, Johanniskraut über 
eine Einzelzulassung nach § 2 1 AMG oder auf Direktanforde- 
rang als Rezeptur durch die Apotheke in den Verkehr zu brin- 
gen. 


19. Abgeordneter 

Dr. Dieter 
Thomae 

(F.D.P.) 


Wie will die Bundesregierung anderenfalls ge- 
währleisten, dass dieser bewährte, millionen- 
fach angewandte Tee den Konsumenten auch 
weiterhin zur Verfügung steht? 
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Antwort des Staatssekretärs Erwin Jordan 
vom 30. August 1999 

Es wird auf die Antwort zu Frage 1 8 verwiesen. Die Gewähr- 
leistung des weiteren Vertriebs eines Arzneimittels ist generell 
nur im Rahmen der Anforderungen möglich, die das AMG für 
Qualität, Wirksamkeit und Unbedenklichkeit aufstellt. 


20. Abgeordneter 

Dr. Dieter 
Thomae 

(F.D.P.) 


Wird die Bundesregierung den § 36 Arznei- 
mittelgesetz so ändern, dass auch traditionelle 
Indikationen in die Standardzulassung über- 
nommen werden können? 


Antwort des Staatssekretärs Erwin Jordan 
vom 30. August 1999 

§ 109a AMG ist eine Sondervorschrift für die in der Nachzu- 
lassung befindlichen traditionell angewandten Arzneimittel. 
Diese Vorschrift hat ein pauschaliertes Prüfverfahren geschaf- 
fen, das den Besonderheiten dieser Arzneimittel entspricht und 
das die Nachzulassung für diesen Sektor vereinfachen und be- 
schleunigen sollte. Die Regelung rechtfertigt sich insbesondere 
als Üb ergangsvor schrift für einen bestimmten Arzneimittelsek- 
tor, der Präparate umfasst, die seit langem auf Grund ihrer tra- 
ditionellen Anwendung den Anwendern vertraut sind. Vor die- 
sem Hintergrund ist an eine Ausweitung im Hinblick auf Stan- 
dardzulassungen nicht gedacht. 


Bundesministerium für Verkehr, Bau- und 
Wohnungswesen 


21. Abgeordneter 

Dr. Wolf 
Bauer 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, Mittel zur 
Verfügung zu stellen, den Färmschutzwall in 
Erftstadt-Dirmerzheim, A 6 1 , mit einer zusätz- 
lichen Spundwand zu verstärken, um die 
selbst nach Fertigstellung des Walls deutlich 
überhöhten Lärmgrenzwerte (Nachtwert 63,8 
Dezibel) zu senken, oder sind sonstige Maß- 
nahmen zur Lärmsenkung geplant? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ibrügger 

vom 2. September 1999 

An bestehenden Bundesfernstraßen kann aufgrund haushalts- 
rechtlicher Regelungen Lärmschutz als „Lärmsanierung“ 
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durchgeführt werden, wenn die Lärmbelastung in reinen und 
allgemeinen Wohngebieten über den Immissionsgrenzwerten 
von 70 dB(A) am Tag oder 60 dB(A) in der Nacht liegt. 

Die für die Prioritätenfestlegung der Lärmsanierungsmaßnah- 
men zuständige Auftragsverwaltung für die Bundesfernstraßen 
im Land Nordrhein-Westfalen wurde gebeten, die Lärmschutz- 
situation an der A 61 in Erftstadt-Dirmerzheim zu überprüfen. 


22. Abgeordnete 

Ulrike 

Flach 

(F.D.P.) 


Sieht die Bundesregierung eine Möglichkeit, 
auf der Bundesautobahn A 3 an der Ausfahrt 
„Ratingen“ die Hinweisschilder so zu ergän- 
zen, dass die Stadt Mülheim an der Ruhr - 
mit 176 000 Einwohnern eine der größeren 
Städte des Ruhrgebietes - ausgeschildert 
wird? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretär 
Lothar Ibrügger 
vom 26. August 1999 

Die Anordnungen, wo und welche Verkehrszeichen und Ver- 
kehrseinrichtungen anzubringen sind und somit auch welche 
Ausfahrtziele in der Wegweisung zu verwenden sind, treffen 
nach der Straßenverkehrsordnung (StVO) die Straßenverkehrs- 
behörden der Länder. Für die Autobahnen sind dies in der Re- 
gel die Obersten Straßenverkehrsbehörden in dem für Ver- 
kehrsangelegenheiten zuständigen Ministerium. In diesem Fall 
hat das Ministerium für Wirtschaft und Mittelstand, Technolo- 
gie und Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen zur gestell- 
ten Frage Stellung genommen: 

Die Anschlussstelle „Ratingen“ befindet sich auf der A 52 und 
liegt nicht in der Nähe von Mülheim a. d. R., so dass eine Ziel- 
führung von dieser Anschlussstelle über das nachgeordnete 
Straßennetz nach Mülheim verkehrlich nicht sinnvoll und um- 
setzbar ist. Aus Richtung Süden würde der Verkehrsteilnehmer 
ohnehin den schnelleren und kürzeren Weg wählen, der von 
der A 52 kommend über das Kreuz Breitscheid, die A 3 bis 
zum Kreuz Kaiserberg und weiter auf der A 40 über eine der 
vorhandenen Anschlussstellen nach Mülheim a. d. R. führt. 
Diese Zielführung ist in der wegweisenden Beschilderung be- 
rücksichtigt. Seit Juni dieses Jahres wird dem Verkehrsteilneh- 
mer zusätzlich vor dem Kreuz Breitscheid auf der A 3 und der 
A 52 durch eine additive nicht amtliche Hinweisbeschilderung 
die Information gegeben, dass er über die Anschlussstelle Breit- 
scheid der A 52 das Ziel „Mülheim a. d. R. - Süd“ erreichen 
kann. 

Damit erfüllt die wegweisende Beschilderung die an sie gestell- 
ten Anforderungen, insbesondere wird dem Verkehr steilneh- 
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mer die richtige Wegfindung auf einer möglichst umwegfreien 
Fahrtroute ermöglicht. 


23. Abgeordneter 

Ulrich 

Klinkert 

(CDU/CSU) 


Ist die Bundesregierung bereit, die dringend 
benötigte Straßenverbindung von Hoyerswer- 
da zur A 13 bei Vorliegen eines entsprechen- 
den Antrages durch den Freistaat Sachsen 
bzw. das Land Brandenburg nach § 6 Bundes- 
fernstraßenausbaugesetz (unvorhergesehener 
Bedarf) in den Vordringlichen Bedarfsplan 
Bundesfernstraßen aufzunehmen, und wenn 
ja, wie schnell könnte dies passieren? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Lothar Ibrügger 
vom 26. August 1999 

Zur Zeit wird im Rahmen einer verkehrswirtschaftlichen Un- 
tersuchung im Auftrag des Sächsischen Staatsministeriums für 
Wirtschaft und Arbeit unter finanzieller Beteiligung des 
BMVBW die Notwendigkeit sowie Möglichkeiten der verkehr- 
lichen Anbindung des Raumes um Hoyerswerda an die BAB 
A 13 untersucht. Darüber hinaus hat der Freistaat Sachsen die 
Beteiligung des Bundes an einer weiteren verkehrswirtschaftli- 
chen Untersuchung zur verkehrlichen Erschließung des Rau- 
mes nördlich der BAB A 4 und westlich der BAB A 1 3 in Rich- 
tung Norden beantragt. Die Ergebnisse beider Untersuchun- 
gen bleiben abzuwarten. Falls sie im Ergebnis einen zusätzli- 
chen Ausbaubedarf belegen, wäre dadurch eine Grundlage ge- 
geben, entsprechende Projekte zu konzipieren und im Rahmen 
der jetzt anlaufenden Bedarfsplanfortschreibung seitens des 
Freistaates Sachsen, möglicherweise auch durch das Land 
Brandenburg, für die Aufnahme in den neuen Bedarfsplan vor- 
zuschlagen. Dieses Vorgehen ermöglicht u.a. einen Vergleich 
mit Kosten, Wirkungen und Wirtschaftlichkeit aller anderen 
bundesweit zu bewertenden Projekte, was für eine sachgerech- 
te politische Entscheidung durch den Deutschen Bundestag im 
Rahmen der Beratung der Novelle zum Fernstraßenausbauge- 
setz und der Fortschreibung des Bedarfsplanes für die Bundes- 
fernstraßen von großer Bedeutung ist. 

Angesichts dieses Sachstandes und unter Berücksichtigung der 
von der Regierungskoalition angekündigten Überarbeitung des 
Bundesverkehrswegeplanes - die angelaufen ist - und der darin 
eingeschlossenen Fortschreibung des Bedarfsplans sieht die 
Bundesregierung keinen Anlass und keine Notwendigkeit, von 
der Ausnahmeregelung des § 6 Fernstraßenausbaugesetz für 
eine Verbindung des Raumes Hoyerswerda an die BAB A 13 
Gebrauch zu machen. 
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24. Abgeordneter 

Dr. Michael 
Meister 

(CDU/CSU) 


Beabsichtigt die Bundesregierung, wie sie in 
Österreich gilt, eine Ausnahmeregelung für 
ehrenamtliche Mitglieder von Rettungsorgani- 
sationen einzuführen, aufgrund derer diese in 
Übung und Einsatz Lastkraftwagen bis 7,5 t 
führen können, ohne einen nach der seit 1. Ja- 
nuar 1999 geltenden EU-Führerscheinrege- 
lung notwendigen zusätzlichen Führerschein 
erwerben zu müssen? 


Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 

Lothar Ibrügger 

vom 2. September 1999 

Die Bundesregierung beabsichtigt nicht einen mit der österrei- 
chischen Regelung vergleichbaren „Feuerwehrführerschein“ 
einzuführen. 

Aufgrund der Bestimmungen der Richtlinie 91/439/EWG des 
Rates vom 29. Juli 1991 über den Führerschein (ABI. EG 
Nr. L 237 S. 1, „Zweite EG-Führerscheinrichtlinie“) war die 
Bundesrepublik Deutschland verpflichtet, die international üb- 
liche Einteilung der Fahrerlaubnisklassen einzuführen. Danach 
verläuft die Grenze zwischen der Pkw-Klasse B/3 alt und der 
Lkw-Klasse C/2 alt nicht wie im bisherigen deutschen Recht 
bei einem zulässigen Gesamtgewicht des Fahrzeugs von 7,5 t, 
sondern bei 3,5 t. Nicht zuletzt auf Betreiben der Bundesrepu- 
blik Deutschland ermächtigt die Richtlinie die Mitgliedstaaten 
zur Einführung einer fakultativen Unterklasse C 1 für Fahrzeu- 
ge zwischen 3,5 und 7,5 t. Diese Klasse hegt im Anforderungs- 
profil zwischen der Pkw-Klasse und der vollen Lkw-Klasse. 
Die Zweite Führerscheinrichtlinie verpflichtet die Mitgliedstaa- 
ten bei der Klasse C 1 oder einer höheren Klasse zur Durch- 
führung einer ärztlichen Untersuchung bei der Erteilung der 
Fahrerlaubnis und regelmäßigen Wiederholungsuntersuchun- 
gen. 

Durch die am 1. Januar 1999 in Kraft getretene Fahrerlaubnis- 
Verordnung vom 18. August 1998 (BGBl. I S. 2214) ist die Un- 
terklasse C 1 als „Auffangklasse“ für Fahrzeuge, die bisher in 
Klasse 3 fielen, eingeführt worden. Damit sind auch in Zukunft 
zumutbare Bedingungen für das Führen dieser Fahrzeuge ge- 
geben. 

Die neue Klasseneinteilung gilt für Personen, die die Fahrer- 
laubnis ab 1. Januar 1999 erwerben bzw. erworben haben. Per- 
sonen, denen die Fahrerlaubnis der Klasse 3 bis zum 31. De- 
zember 1998 erteilt worden ist, behalten ihre Berechtigung. 

Generelle Abweichungen von der dargestellten Klasseneintei- 
lung zu Gunsten von Angehörigen der Feuerwehren sieht die 
Zweite EU-Führerscheinrichtlinie nicht vor. Im übrigen stellen 



Deutscher Bundestag - 14. Wahlperiode 


17 - 


Drucksache 14/1576 


gerade Einsatzfahrten bei Bränden und in Katastrophenfällen, 
bei denen auch Sonderrechte nach der Straßenverkehrs-Ord- 
nung in Anspruch genommen werden können, hohe Anforde- 
rungen an fahrerisches Können, Reaktionsfähigkeit und Ver- 
antwortung. Fahrer von Feuerwehrfahrzeugen bei der Ausbil- 
dung und Prüfung geringeren Anforderungen zu unterwerfen 
als dies z. B. bei vergleichbaren Fkw zur Güterbeförderung die 
Zweite F.I I-Führerscheinrichtlinie und das nationale Recht ver- 
langen, wäre daher nicht gerechtfertigt und angesichts eines 
vorgestellten schweren Unfalls im Einsatzfall mit einem Fah- 
rer, der letztlich nur im Besitz der „Pkw-Fahrerlaubnis“ ist, 
auch nicht sinnvoll. 

Es ist weiter auch nicht ersichtlich, welche Vorteile ein beson- 
derer „Feuerwehrführerschein“ nach österreichischem Muster 
in der Bundesrepublik Deutschland in sachlicher Hinsicht brin- 
gen sollte, da auch diese Regelungen eine theoretische und 
praktische Ausbildung sowie eine regelmäßige gesundheitliche 
Untersuchung voraussetzen müssten. Der Aufbau einer neuen 
und kostenintensiven Ausbildungs- und Prüforganisation bei 
den Dienststellen der Feuerwehren würde jedenfalls zusätzli- 
che Bürokratie und Kosten verursachen. 

Um Feuerwehrleuten, die privat nur über die Klasse B verfü- 
gen, das Führen von vom Bund zur Verfügung gestellten, zu ei- 
ner höheren Fahrerlaubnisklasse gehörenden Fahrzeugen zu 
ermöglichen, erstattet der Bund im Rahmen der Zivilschutzaus- 
bildung fahrzeugbezogene Kosten für die Erweiterung der 
Fahrerlaubnis. Hierfür wurden 2 Mio. DM veranschlagt. Wei- 
tere Mittel für einen finanziellen Ausgleich für die kommuna- 
len Feuerwehren stehen nicht zur Verfügung. 


25. Abgeordneter 

Norbert 

Otto 

(Erfurt) 

(CDU/CSU) 


Kann die Bundesregierung zusichern, dass die 
Mitte-Deutschland- Verbindung (MDV) wie 
angekündigt zweigleisig ausgebaut und elektri- 
fiziert wird, und wenn ja, wie hoch sind der 
EU-, der Bundes- und der Fandesanteil bei 
der Finanzierung des Thüringer Abschnitts 
Weimar-Gleichau, dessen Gesamtkosten von 
der Bundesregierung mit 665 Mio. DM ange- 
geben werden? 


26. Abgeordneter 

Norbert 

Otto 

(Erfurt) 

(CDU/CSU) 


Durch welche konkreten Maßnahmen wird 
der angekündigte Ausbau der Mitte-Deutsch- 
land-Verbindung beschleunigt, und für welche 
Streckenabschnitte auf Thüringer Gebiet wer- 
den zusätzliche Bundesmittel bereit gestellt? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs Siegfried 
Scheffler 

vom 2. September 1999 

Der Abschnitt Weimar - Glauchau der MDV wird bis zum 
Jahr 2006 saniert und für den Einsatz von Neigetechnikf Fahr- 
zeugen angepasst. 

In einer ersten Stufe sind auf den Streckenabschnitten Weimar 
- Mellingen, Großschwabhausen - Jena West, Stadtroda - Pa- 
piermühle (bereits zweigleisig), Hermsdorf-Klosterlausnitz - 
Kraftsdorf, weiteren Abschnitten mit punktuellen Maßnahmen 
sowie im Bereich zwischen Gera und Gößnitz die grundlegen- 
de Sanierung der Strecke und Bahnhöfe einschließlich der Aus- 
rüstung mit einer modernen Leit- und Sicherungstechnik bis 
zum Jahr 2002 vorgesehen. 

In einer zweiten Stufe (Bauvolumen rd. 390 Mio. DM) sind 
insbesondere der Bereich der Bahnhöfe Gera und Göschwitz 
sowie die Sanierung von besonders vordringlichen Streckenab- 
schnitten zwischen Erfurt, Gera und Glauchau vorgesehen. In 
den genannten 390 Mio. DM sind EFRE-Mittel von rd. 135 
Mio. DM einschließlich der erforderlichen Komplementärmit- 
tel in Höhe von rd. 45 Mio. DM enthalten. 

Die endgültige Fertigstellung aller der im Rahmen dieses Vor- 
habens geplanten Maßnahmen ist für das Jahr 2006 vorgese- 
hen. 

Der Einsatz von EFRE (EU)-Mitteln stellt sicher, dass eine 
Reihe von Maßnahmen zu einem früheren Zeitpunkt, als dies 
sonst möglich gewesen wäre, realisiert werden. 

Da ein Teil der Investitionsmaßnahmen auf Nahverkehrspla- 
nungen des Freistaates Thüringen beruht, beteiligt sich dieser 
mit 35 Mio. DM. Darin ist auch der abschnittsweise zweigleisi- 
ge Ausbau enthalten, der sonst erst zu einem späteren Zeit- 
punkt möglich gewesen wäre. Der verbleibende Betrag (665 
Mio. DM) wird aus Bundesmitteln finanziert. 

Die Notwendigkeit und Wirtschaftlichkeit eines durchgehen- 
den zweigleisigen Ausbaus einschließlich Elektrifizierung wird 
im Rahmen der Überarbeitung des Bundesverkehrswegeplans, 
deren Arbeiten bereits laufen, erneut untersucht werden. 


27. Abgeordnete 

Bärbel 

Sothmann 

(CDU/CSU) 


Wann ist mit dem Baubeginn der Straßenbau- 
maßnahmen des Bundes im Kreis Limburg- 
Weilburg „B 456/Umgehung Weilburg“ und 
„vierspuriger Ausbau der B 49 zwischen Lim- 
burg und Wetzlar“ zu rechnen? 
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Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Lothar Ibrügger 
vom 30. August 1999 

Sowohl für den 1 . Abschnitt des 4-streifigen Ausbaues der B 49 
bei Wetzlar/Dalheim als auch für die Umgehung Weilburg 
zeichnet sich die Baureife für 1999 ab. 

Abhängig vom vorliegenden Baurecht und unter Berücksichti- 
gung der Finanzierungsmöglichkeiten soll mit beiden genann- 
ten Projekten in den kommenden Jahren begonnen werden. 


28. Abgeordnete Wird die Bundesregierung die Aufnahme die- 
Bärbel ser Projekte in die neue mittelfristige Finanz- 

Sothmann planung 2000 bis 2003 unterstützen? 

(CDU/CSU) 

Antwort des Parlamentarischen Staatssekretärs 
Lothar Ibrügger 
vom 30. August 1999 

Ja. 


Bundesministerium für Umwelt, Naturschutz und 
Reaktorsicherheit 


29. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Unterstützt die Bundesregierung Pläne, die 
größte Mülldeponie Deutschlands - den mit 
bisher 16 Mio. Kubikmetern Müll gefüllten 
ehemaligen Braunkohletagebau in Halle-Lo- 
chau - künftig auch weiterhin zu betreiben? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone 
Probst 

vom 6. September 1999 

Die Bundesregierung ist kürzlich durch die Ministerin für 
Raumordnung, Landwirtschaft und Umwelt des Landes Sach- 
sen-Anhalt unterrichtet worden, dass gegenwärtig der Weiter- 
betrieb der Deponie Halle-Lochau in Verbindung mit einer 
neuartigen Sanierungsmethode für die bereits abgelagerten Ab- 
fälle geprüft werde. Mit einem derartigen Konzept sei eine 
langfristige Entsorgungssicherheit für den Regierungsbezirk 
Halle, Dessau und weitere Teile Sachsen-Anhalts gewährleistet. 
Bei einem Ausfall der Deponie stünden keine ausreichenden 
Entsorgungskapazitäten in Sachsen-Anhalt zur Verfügung. 
Außerdem sei bei einer Beendigung der Ablagerung von Abfäl- 
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len die bestehende Deponie als Altlast zu sichern oder zu sanie- 
ren, was Kosten in Milliardenhöhe verursachen würde. 

Die Bundesregierung steht dem Weiterbetrieb der Deponie mit 
großer Skepsis gegenüber, da die notwendige Sanierung einer 
offenbar bereits bestehenden Altlast (Deponie unterhalb des 
natürlichen Grundwasserspiegels) dadurch erwirtschaftet wer- 
den soll, dass weiterhin über viele Jahrzehnte neuer Abfall dort 
abgelagert würde. Das vorgeschlagene Sanierungskonzept ist 
technisch nicht erprobt und somit nicht als Stand der Technik 
anzusehen. Es stellt sich die Frage nach den Konsequenzen, 
falls die erhoffte Schadstoffentfrachtung des Deponiekörpers 
nicht funktioniert. Die Bundesregierung hält es für bedenklich, 
dass das bereits bestehende Problem durch die weitere Ablage- 
rung von Abfällen in der Deponie Halle-Lochau kontinuierlich 
vergrößert wird. 

Der Bundesregierung ist bewusst, dass sowohl ein Weiterbe- 
trieb als auch eine Stilllegung erhebliche ökologische, ökonomi- 
sche und rechtliche Probleme beinhaltet; die Vollzugsverant- 
wortung hegt allerdings ausschließlich beim Land Sachsen-An- 
halt. 


30. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Ist der Bundesregierung bekannt, dass die 
Mülldeponie noch ein Restvolumen von 80 
Mio. Kubikmetern aufnehmen kann und eine 
Genehmigung der Deponie heute nicht mehr 
erteilt werden würde, weil die Sohle der Depo- 
nie unter dem Grundwasserspiegel liegt und 
eine notwendige Abdichtungsmöglichkeit 
fehlt? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone 
Probst 

vom 6. September 1999 

Es ist zutreffend, dass entsprechend den Anforderungen der 
Technischen Anleitung (TA) Siedlungsabfall, in der u. a. die 
Standortanforderungen für Deponien festgelegt sind, Depo- 
nien unterhalb des Grundwasserniveaus und Grubendeponien, 
aus denen eine Ableitung von Sickerwasser in freiem Gefälle 
nicht möglich ist, als neue Deponien heute nicht mehr geneh- 
migungsfähig wären. Dies insbesondere vor dem Hintergrund, 
dass Abdichtungen durch technische Maßnahmen nur eine be- 
grenzte Lebensdauer haben bzw. nur über absehbare Zeit- 
räume betrieben werden können. 

Hinsichtlich des Restvolumens ist die Bundesregierung von 
Sachsen-Anhalt darüber informiert, dass die Deponie Halle-Lo- 
chau noch über ein erhebliches Restvolumen verfüge, das ggf. 
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noch über viele Jahrzehnte eine Ablagerung ermöglichen wür- 
de. 


31. Abgeordneter 

Hartmut 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Ist es vertretbar, die Deponie vor dem Hinter- 
grund der Durchsetzung der TA Siedlungsab- 
fall weiterzubetreiben, und wie bewertet die 
Bundesregierung eine Studie zur Deponiepro- 
blematik, die im Auftrag der ÖTV-Hauptver- 
waltung Stuttgart durchgeführt wurde? 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone 
Probst 

vom 6. September 1999 

Es wird zunächst auf die Antwort zu Frage 29 verwiesen. 

Für den Weiterbetrieb von Altdeponien fordert die TA Sied- 
lungsabfall lediglich Nachrüstungen zur Einhaltung der Anfor- 
derungen an die Stabilität, die Sickerwasser- und Deponiegas- 
fassung und Nutzung sowie die Oberflächenabdichtung. 

Die Anforderungen an geologische Fage und Abdichtung wie 
sie für Neuanlagen gelten, sind gemäß Nummer 11.2 der TA 
Siedlungsabfall für Altdeponien nicht einschlägig. Derartige 
Deponien wären lediglich im Fall einer nachweisbaren Grund- 
wasserschädigung im Zuge der Gefahrenabwehr stillzulegen. 

Grundvoraussetzung für einen Weiterbetrieb überhaupt ist al- 
lerdings die Einhaltung der Deponiezuordnungskriterien der 
TA Siedlungsabfall für abzulagernde Abfälle, d. h. die Ablage- 
rung unbehandelter Abfälle wäre spätestens im Jahr 2005 ein- 
zustellen. 

Die Bundesregierung weist an dieser Stelle allerdings nochmals 
darauf hin, dass es ihr ökologisches Ziel ist, die Kreislaufwirt- 
schaft auch bei der Siedlungsabfallentsorgung durchzusetzen. 
Dies bedeutet, dass nach ihrer Auffassung durch vorrangige 
Vermeidung und Verwertung sowie durch weiterentwickelte 
und ausgebaute Behandlungstechniken bis spätestens 2020 alle 
Siedlungsabfälle vollständig und umweltverträglich verwertet 
werden sollen, so dass eine Deponierung dann nicht mehr er- 
forderlich ist. Im übrigen wird die Bundesregierung im Rah- 
men der Umsetzung der Deponierichtlinie der EU auch Vor- 
schriften für die Nachrüstung oder ggf. Stilllegung von be- 
stehenden Deponien verbindlich vorgeben. 

Die in der Frage angesprochene Studie der ÖTV zur Deponie- 
problematik liegt der Bundesregierung vor, führt jedoch zu kei- 
nen neuen Erkenntnissen, sondern bestätigt die skeptische Hal- 
tung der Bundesregierung zum Weiterbetrieb der Deponie 
Halle-Fochau. 
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32. Abgeordneter Wer trägt die Kosten einer Deponiesanie- 

Hartmut rang? 

Büttner 

(Schönebeck) 

(CDU/CSU) 


Antwort der Parlamentarischen Staatssekretärin Simone 
Probst 

vom 6. September 1999 

Die Verantwortlichkeit für die Errichtung, den Betrieb, die 
Nachrüstung/Sanierung sowie die Stilllegung von Deponien 
trifft nach dem Kreislaufwirtschafts- und Abfallgesetz (KrW-/ 
AbfG) nicht den Eigentümer des Deponiegrundstücks, son- 
dern den Träger des Vorhabens als Adressaten der abfallrecht- 
lichen Zulassung bzw. den Inhaber der Deponie (vgl. §§ 31-36, 
insbesondere § 32 Abs. 3, §§ 35 und 36 KrW-/AbfG). Inhaber 
der Deponie im Sinne des Gesetzes ist die Person, welche die 
Verfügungsgewalt über die Deponie innehat (innehatte) und 
die Betriebsführung wahrnimmt (wahrgenommen hat), im Er- 
gebnis also der Betreiber der Deponie. Abfallrechtliche Anord- 
nungen können grundsätzlich auch für bestehende Deponien 
in den neuen Bundesländern getroffen werden, z. B. um Gefah- 
ren für das Wohl der Allgemeinheit nach der Deponiestillle- 
gung abzuwehren. 

Diese Rechtslage ergab sich auch nach dem bisherigen Abfall- 
gesetz (AbfG), welches mit Inkrafttreten des KrW-/AbfG am 
7. Oktober 1996 abgelöst wurde (vgl. §§ 7-10 AbfG). 

Eine Inanspruchnahme des Eigentümers eines Deponiegrund- 
stückes zu erforderlichen Sanierungsmaßnahmen als Zustands- 
störer nach landesrechtlichen Bestimmungen des Polizei- und 
Ordnungsrechts ist ebenfalls nicht ausgeschlossen, nach herr- 
schender Meinung allerdings erst dann zulässig, wenn solche 
Sanierungsmaßnahmen auf der Grundlage des Abfallrechts ge- 
genüber dem Deponieinhaber (-betreiber) nicht möglich oder 
nicht durchsetzbar sind. 

Die Rechtslage im konkreten Fall der Deponie Halle-Lochau 
ist derzeit nicht abschließend zu beurteilen, da hinsichtlich der 
Frage der Eigentumsübertragung die Aufklärung der Fach- 
und Rechtsfragen in der Bundesanstalt für vereinigungsbe- 
dingte Sonderaufgaben noch nicht zu konkreten Ergebnissen 
geführt hat. 


33. Abgeordneter 

Hartmut 

Koschyk 

(CDU/CSU) 


Was unternimmt die Bundesregierung zur 
Förderung „gleichwertiger Systeme“ für 
Oberflächenabdichtungen von Deponien, und 
welchen Stellenwert nimmt hierbei das System 
der „Kapillar sperre“ ein? 
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Antwort des Staatssekretärs Rainer Baake 
vom 3. September 1999 

Mit den allgemeinen Yerwaltungsvorschriften zum Abfallge- 
setz „TA Abfall, Teil 1“ und „TA Siedlungsabfall“ hat die Bun- 
desregierung mit Zustimmung des Bundesrates Anforderungen 
an Deponien festgelegt. Für die verschiedenen Deponieklassen 
werden Regelabdichtungssysteme für die Oberfläche und die 
Basis beschrieben. Alternativsysteme werden zugelassen, so- 
fern für sie der Nachweis der Gleichwertigkeit erbracht werden 
kann. 

Die Bundesregierung hat in den letzten Jahren eine Reihe von 
Forschungsvorhaben zu Deponieabdichtungen initiiert. So 
wurde z. B. in den Jahren 1991 bis 1996 das Verbundfor- 
schungsvorhaben „Weiterentwicklung von Deponieabdich- 
tungssystemen“, bestehend aus 27 Teilprojekten, mit ca. 20 
Mio. DM gefördert. Parallel und darüber hinaus wurden von 
Bund und Ländern Einzelprojekte zu Deponieabdichtungen in 
Auftrag gegeben oder unterstützt. 

Aufgrund aktueller Fragestellungen haben sich die Untersu- 
chungen in letzter Zeit auf Oberflächenabdichtungen konzen- 
triert. So beinhaltete das o. a. Verbundforschungsvorhaben ein 
Projekt „Dimensionierung von Kapillarsperren zur Oberflä- 
chenabdichtung von Deponien und Altlasten“ der Universität 
Hamburg, Institut für Bodenkunde. Weitere diesbezügliche 
Vorhaben folgten. Sowohl in Labor- als auch in großmaßstäbli- 
chen Feldversuchen wurde die Wirksamkeit der Kapillarsperre 
erforscht. Ihre abdichtende Wirkung gegenüber Niederschlags- 
wasser gilt heute unter Einhaltung bestimmter Bedingungen als 
nachgewiesen. Jedoch ist die Kapillarsperre, die aus körnigem 
Material besteht, nicht gasdicht. Als alleinige Abdichtungskom- 
ponente auf ausgasenden Hausmülldeponien genügt sie nicht. 
Mit Unterstützung der Bundesregierung wurde darum 1997 
ein großmaßstäbliches Forschungsvorhaben auf der Deponie 
Breinermoor, Landkreis Leer (ca. 3 ha) aus EU-Mitteln (Pro- 
gramm LIFE) bewilligt, in welchem eine Kombination aus Ka- 
pillarsperre und Kunststoff dichtungsbahn untersucht wird. 

Abschließend sei daraufhingewiesen, dass der Vollzug der Ab- 
fallgesetzgebung den einzelnen Bundesländern obliegt. In de- 
ren Zuständigkeit fallen auch Festlegungen zur Gleichwertig- 
keit und zur Genehmigungsfähigkeit konkreter „alternativer 
Abdichtungssysteme“ wie der Kapillarsperre. Um diesbezüg- 
lich zu einer ländereinheitlichen Handhabung zu kommen, wer- 
den zur Zeit durch die Länderarbeitsgemeinschaft Abfall An- 
wendungsempfehlungen für alternative Abdichtungssysteme 
und -komponenten, darunter auch für die Kapillarsperre, erar- 
beitet. 


Berlin, den 10. September 1999 
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